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Entwurf eines Gesetzes zur Feststellung des Bedarfs von Magnetschwebebahnen 
(Magnetschwebebahnbedarfsgesetz - MsbG) 


A. Problem 

Das Bundeskabinett hat am 2. März 1994 den Bau der Transrapid- 
strecke Berlin-Hamburg beschlossen. Mit der Magnetschwebe- 
bahnverbindung in dieser Relation wird eine leistungsfähige und 
umweltfreundliche Verbindung geschaffen, die dem verkehrs- 
politischen Ziel der Verlagerung des Verkehrs von der Straße, 
Schiene und aus der Luft auf diesen Verkehrsträger Rechnung 
trägt. Mit dem Bau einer Referenzstrecke soll zugleich der hohe 
Technologievorsprung der deutschen Industrie unter Beweis ge- 
stellt und der Wirtschaftsstandort Deutschland gesichert werden. 

Darüber hinaus wird mit dem Projekt ein neuer Weg bei der 
Finanzierung von Infrastmkturvorhaben beschritten, indem sich 
die Privatwirtschaft sowohl am Betrieb als auch am Bau der 
Strecke finanziell in hohem Maße beteiligt. 

Zur Planungssicherheit und Planungsbeschleunigung für diese 
Magnetschwebebahnstrecke sind die geeigneten gesetzlichen 
Voraussetzungen zu schaffen. 


B. Lösung 

Schaffung eines Magnetschwebebahnbedarfsgesetzes, das den 
Bedarf für die Strecke Berlin-Hamburg verbindlich feststellt. 

Der Gesetzentwurf hat keine Auswirkungen auf Einzelpreise und 
das Preisniveau. Bund, Länder und Gemeinden werden nicht nüt 
Kosten belastet. 


C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Nach dem Finanzierungskonzept vom 6. Dezember 1993, das 
Grundlage des Kabinettbeschlusses vom 2. März 1994 war, sind 
für den Bau der Strecke 5,6 Mrd. DM erforderlich (kalkulierte 
Kosten, Preisstand 1993). 

Diese Kosten müssen nach einer noch zu schließenden Vereinba- 
rung zwischen dem Bund und den privaten Projektträgern aufge- 
teilt werden. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Feststellung des Bedarfs von Magnetschwebebahnen 
(Magnetschwebebahnbedarfsgesetz - MsbG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Baubedar! 

Es besteht Bedarf für den Neubau einer Magnet- 
schwebebahnstrecke von Berlin nach Hamburg über 
Schwerin. Die Feststellung des Bedarfs ist für die 
Planfeststellung nach § 2 des Magnetschwebebahn- 
planungsgesetzes verbindlich. 


§2 

Vereinbarung 

Die Durchführung der in dieses Gesetz aufgenom- 
menen Maßnahme und deren Finanzierung bedür- 
fen einer Vereinbarung zwischen dem Bund und den 
privaten Projektträgem über die Verteilung der Inve- 
stitions- und Betriebslasten. 

§3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 19. September 1995 


Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Das Bundeskabinett hat am 2. März 1994 den Bau 
der Transrapidstrecke Berlin-Hamburg beschlossen. 
Die Streckenführung ist im Zusammenhang mit dem 
Bericht über das Finanzierungskonzept der Magnet- 
schwebebahnverbindung Berlin-Hamburg (Trans - 
rapid) ausführlich beraten worden. 

Mit der Magnetschwebebahnverbindung in dieser 
Relation wird eine leistungsfähige und umwelt- 
freundliche Verbindung zur Bewältigung des Ver- 
kehrswachstums geschaffen. Diese wird dazu beitra- 
gen, den Verkehr von der Straße und aus der Luft 
auf diesen neuen Verkehrsträger zu verlagern. Die 
neue Verbindung wird auch Verkehr von den Schie- 
nenwegen übernehmen können. Damit werden 
Fahrplantrassen frei, die für den langsameren Per- 
sonenverkehr und Güterverkehr genutzt werden 
können. 

Der Bau dieser Strecke ist eingebunden in den Bun- 
desverkehrswegeplan '92; es wurde ausdrücklich 
auf den Bau einer Eisenbahn-Hochgeschwindig- 
keits-Strecke als Alternative verzichtet. 

Der Transrapid ist deshalb aus verkehrspolitischer 
Sicht eine sinnvolle Ergänzung des Verkehrs- 
systems. Die weltweit führende, neue Technologie 
liefert darüber hinaus einen Beitrag zur Sicherung 
des Wirtschaftsstandorts Deutschland. 

Mit dem Inkrafttreten des Magnetschwebebahnpla- 
nungsgesetzes im November 1994 und dem sich in 
Vorbereitung befindlichen Allgemeinen Magnet- 
schwebebahngesetz wurden und werden die gesetz- 
lichen Grundlagen für das formelle Planungsverfah- 
ren und den Betrieb geschaffen. 

Mit der gesetzlichen Bedarfsregelung soll der Trans- 
rapid in dieser Hinsicht den Verkehrsträgern Straße 
(Femstraßenausbaugesetz) und Schiene (Bundes- 
schienenwegeausbaugesetz) gleichgestellt werden. 
Diese Gesetze sind neben dem vorliegenden Gesetz- 
entwurf wichtige Bausteine zur Verfahrensbeschleu- 
nigung. 


Der Bedarf für eine Weiterführung der Strecke und 
für weitere Vorhaben wird durch dieses Gesetz nicht 
ausgeschlossen. 

Durch dieses Gesetz entstehen Bund, Ländern und 
Gemeinden keine Kosten. 


B. Im einzelnen 

1. Zu§l 

Wie im Falle der Bundesfernstraßen mit dem Fem- 
straßenausbaugesetz und im Falle der Eisenbah- 
nen des Bundes mit dem Bundesschienenwege- 
ausbaugesetz soll auch für die Magnetschwebe- 
bahnen eine Bedarfsregelung mit Gesetzeskraft 
für die Relation Berlin-Hamburg über Schwerin 
geschaffen werden. Der Bedarfshaltepunkt bei 
Schwerin soll der Anbindung des Raums von 
Schwerin dienen. 

Mit der Feststellung des Bedarfs wird sicher ge- 
stellt, daß im Planfeststellungsverfahren nur noch 
über die Art und Weise der Ausfühmng entschie- 
den wird, da der Bedarf durch die getroffene Re- 
gelung vom Gesetzgeber verbindlich festgestellt 
ist. Auf diese Weise läßt sich die Planungssicher- 
heit erhöhen. 

2. Zu §2 

Diese Vorschrift soll deutlich machen, daß es sich 
bei diesem Projekt um eine neue Form der Zusam- 
menarbeit zwischen privatem und öffentlichem 
Kapital im Bereich der Infrastmktur handelt. Die 
Vereinbamng wird rechtzeitig vor Baubeginn ab- 
zuschließen sein imd die gegenseitigen finanziel- 
len Verpflichtungen zwischen allen beteüigten 
Projektträgem regeln. 

3. Zu §3 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Ge- 
setzes. 
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